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Ge. 1536) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 25. Oktober 1837., betreffend die Einſtellung 
der in den $$. 117. und 144. Titel 51. der Prozeßordnung bei öffentli⸗ 
chen Aufgeboten vorgeſchriebenen Benachrichtigung des Königlichen Haupt⸗ 
Bankodirektoriums. 


A Ihren Antrag vom 10. d. M. genehmige Ich die Mir vorgelegte Ver⸗ 
fuͤgung vom 14. Juli d. J., durch welche Sie im Einverſtaͤndniſſe mit dem 
Chef der Hauptbank die Gerichte angewieſen haben, die in den $$. 117. und 
144. Tit. 51. der Prozeßordnung bei den Aufgeboten verlorner hypothekariſcher 
und auf jeden Inhaber lautender Inſtrumente, vorgeſchriebene Benachrichtigung 
des Haupt⸗Bankodirektoriums, für jetzt und bis zu anderweitiger Anordnung, zu 
unterlaſſen. 
Berlin, den 25. Oktober 1837. 


5 Friedrich Wilhelm. 
n 
den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤh ler. 


(Ne. 18361837.) Jahrgang 1837. Dd (No. 1837.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 11. Dezember 1837.) 


= a 


des Telegraphen⸗Korps. 


(No. 1837.) Altechöchfte Kabinetsorder vom 28. Oktober 1837., betreffend die Verhältniſſe 


Ich bin mit Ihren Vorſchlaͤgen zur Regulirung der Verhaͤltniſſe des Tele⸗ 
graphen⸗Korps einverſtanden und genehmige die Beſtimmungen, daß bei dem 
Korps nur verſorgungs⸗ oder anſtellungsberechtigte Militairperſonen angenommen 
werden, daß die Penſionirung nach den Vorſchriften des Civil-Penſions⸗Regle⸗ 
ments erfolgt, daß die Vorgeſetzten im Wege der Disziplin Geldbußen und 
Stubenarreſt gegen ihre Untergebenen vorgeſchlagenermaßen verhaͤngen dürfen, 
daß das Perſonal des Telegraphen-Korps in ſtrafrechtlichen Verhaͤltniſſen dem 
Militairgerichtsſtande unterworfen iſt, und die Erkenntniſſe durch Spruch⸗Kom⸗ 
miſſionen, wobei auch ein hoͤherer Beamter des Telegraphen⸗Korps als Mitglied 
zugezogen werden kann, abgefaßt werden, daß die Kompetenz demjenigen Mili⸗ 
tairgericht zuſteht, welches ſich mit dem Angeſchuldigten an Einem Orte, oder 
demſelben zunaͤchſt befindet, daß aber, wenn verſchiedene Militairgerichte an dem 
Orte ſind, wo die Unterſuchung einzuleiten iſt, unter ihnen das Garniſongericht 
und ſodann das Korpsgericht die Praͤvention hat, daß das General-Auditoriat 
in dieſen Sachen die zweite Inſtanz bildet, und daß endlich die Erkenntniſſe gegen 
permanente Beamte des Korps, welche auf Kaſſation lauten, dem Kriegsmini⸗ 
ſterium zur Beſtaͤtigung einzureichen ſind. Ich beauftrage Sie, dieſe Meine 
Order durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen, und ge⸗ 
nehmige im Uebrigen das Mir vorgelegte, hierbei zuruͤckerfolgende Reglement 
für das Telegraphen⸗Korps, wegen deſſen Ausführung Sie das Weitere zu ver⸗ 
anlaſſen haben. 
Berlin, den 28. Oktober 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An i 
den Kriegsminiſter, General der Infanterie v. Rauch. 


(No. 1838.) 
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Go. 163805 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 6. November 1837., betreffend die Beſtimmun⸗ 
gen wegen der Beiträge der Städte, für welche indirekte Kommunal-Abga- 
ben durch die landesherrlichen Steuerbehörden erhoben werden, zu den 
Koſten dieſer Steuer-Erhebung und wegen Ueberlaſſung feihusßhe Loka⸗ 
ir. an die ee erg * 


Fur Beſeitigung ie Zweifel, ob und in wie weit diejenigen Staͤdte, fuͤr welche 

indirekte Kommunal-Abgaben durch die landesherrlichen Steuerbehoͤrden, und 

zwar entweder als Zuſchlaͤge zu den Staatsſteuern, oder ohne Verbindung mit 

ſolchen, erhoben werden, einen Beitrag zu den Koſten dieſer Steuer-Erhebung 

zu leiſten verpflichtet, und in wie weit ſtaͤdtiſche Lokalien der Steuerverwaltung 
al überlaſſen ſind, ſetze Ich auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 8. Sep⸗ 

teller d. J. Folgendes feſt: f 

g H. 1. 

In Städten, denen für ihre Kommunalbedüͤrfniſſe Zuſchlaͤge auf die lan⸗ 
desherrlichen indirekten Steuern oder beſondere indirekte Abgaben bewilligt ſi ind, 
welche durch die landesherrlichen Steuerbehoͤrden und Beamten erhoben werden, 
kommen 5 Prozent vom Brutto - Ertrage a als Batrag zu den Erhe⸗ 
bungskoſten für die Staatskaſſe in nal ' 


Zur Erhebung und Kontrolirung r Mahl⸗ oder Schlachtſteuer haben 
die pflichtigen Staͤdte der landesherrlichen Steuerverwaltung diejenigen ihnen 
zugehoͤrigen Gebaͤude oder Geſchaͤftslokalien einzuraͤumen, welche entweder von 
der Steuerbehoͤrde ſeither ſchon benutzt worden ſind, oder nach Beſtimmung der 
Landes⸗Polizeibehoͤrde ohne Beeintraͤchtigung nothwendiger Kommunalzwecke dazu 
bergegebat werden koͤnnen. 

8 3. 

Städte, wilde feine ee auf die Mahl- oder Schlachtſteuer be⸗ 
ziehen, erhalten von der landesherrlichen Steuerverwaltung fuͤr die zu ihrer Be⸗ 
nutzung uͤberlaſſenen Gebaͤude oder Geſchaͤftsraͤume eine in Ermangelung guͤtli⸗ 
cher Einigung durch die Landes-Polizeibehoͤrde fuͤr die Dauer der Benutzung 
feſtzuſetzende jaͤhrliche Miethe. Die Unterhaltung im gewoͤhnlichen baulichen 
Stande liegt dagegen der Stadt als Eigenthuͤmerin ob. Die Koſten außeror⸗ 
dentlicher Einrichtungen oder Veraͤnderungen, welche lediglich der Steuerverwal⸗ 
tung wegen erforderlich ſind, werden aus landesherrlichen Fonds beſtritten. 

4. 


$. 
Städte, denen jene Zuſchlaͤge bewilligt find, un für die Benutzung 
(No. 1838.) D d ihrer 
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ihrer Gebaͤude und Geſchaͤftsraͤume von Seiten der landesherrlichen Steuerber⸗ 
waltung keine Verguͤtigung. Werden jedoch von jetzt ab den landesherrlichen 
Steuerbeamten in ſolchen ſtaͤdtiſchen Gebäuden Dienſtwohnungen angewieſen, die 
von der Art ſind, daß in landesherrlichen Steuergebaͤuden nach den bei der 
Steuerverwaltung beſtehenden Vorſchriften eine Miethsverguͤtigung nach gewiſſen 
Prozenten vom Gehalt verlangt werden koͤnnte, fo ſoll eine ſolche Miethsverguͤti⸗ 


gung zur ſtaͤdtiſchen Kommunalkaſſe entrichtet werden. 


In Zukunft ſollen die Koſten, welche bei ſolchen ſtäͤdtiſchen Gebaͤuden 
(F. 40 durch gewoͤhnliche bauliche Unterhaltung ſowohl als durch außerordent⸗ 
liche, Behufs der Steuerverwaltung erforderliche Einrichtungen oder Veraͤnde⸗ 
rungen entſtehen, von der landesherrlichen und ſtaͤdtiſchen Kaffe gemeinſchaftlich, 
nach Verhaͤltniß ihrer Antheile an den Steuern, zu deren Erhebung und Kon⸗ 
trolirung die Gebaͤude dienen, getragen werden. Nuͤckſichtlich der fuͤr die Ver⸗ 
gangenheit aufgewendeten derartigen Koſten ſteht den Staͤdten fo wenig ein 
Ruͤckforderungsrecht als ein Entſchaͤdigungs⸗Anſpruch zu. 5 


In Betreff der baulichen Unterhaltung der Stadtmauern und anderer 
zum Verſchluß der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Staͤdte dienenden Anlagen 
hat es bei Meiner Order vom 20. Juni 1830. (Geſetzſammlung Seite 113.) 
ſein Bewenden. f 5 

Das Staats miniſterium hat dieſe Meine Beſtimmungen durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. f 

Berlin, den 6. November 1837. 


An 
das Staats miniſterium. 


Friedrich Wilhelm. 


(No. 1839.) 
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Nachdruck und unbefugte Nachbildung. Vom 29. November 1837. 755 | 
Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 0 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 
Thun kund und fügen hiemit zu wiſſen: 1 
Nachdem die Deutſche Bundesverſammlung darüber in Berathung ges 1 

treten iſt, in Ausführung der betreffenden Beſtimmung des Artikels 18. der 
Deutſchen Bundes⸗Akte, imgleichen des Bundesbeſchluſſes vom 2. April 1835, il 
wodurch der Nachdruck im Umfange des ganzen Bundesgebietes verboten wor⸗ | 
den iſt, gleichfoͤrmige Grundfäge zum Schutze der Schriftſteller und auch der IM 
Künftler gegen Nachdruck und unbefugte Nachbildung ihrer Werke für den IM 
ganzen Umfang des Bundesgebietes feftzuftellen, und nachdem in Folge deſſen A 
die Deutſchen Bundes⸗Regierungen in der 31ſten Sitzung der Bundesverſamm⸗ . ıl 
lung vom 9. November d. J. ſich dahin vereinigt haben: | 
| 

Die im Deutſchen Bunde vereinigten Regierungen kommen überein, | 

zu Gunſten der im Umfange des Bundesgebietes erſcheinenden literg⸗ IM 

riſchen und artiſtiſchen Erzeugniſſe folgende Grundſaͤtze in Anwendung 1 

zu bringen. 

Art. 1. Literariſche Erzeugniſſe aller Art, fo wie Werke 

der Kunſt, ſie mögen bereits. veröffentlicht ſeyn oder nicht, 

dürfen ohne Einwilligung des Urhebers oder Desjenigen, wel⸗ 

chem derſelbe ſeine Rechte an dem Original uͤbertragen hat, | 

auf mechaniſchem Wege nicht vervielfältigt werden. | 
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kations⸗Patent über den, von der Deutſchen Bundesverſammlung unter | 
dem 9. November d. J. gefaßten Beſchluß wegen gleichformiger Grundſätze 1 


zum Schutze des ſchriftſtelleriſchen und künſtleriſchen Eigenthums gegen 


7. 


hebers oder Deſſen, der das Eigenthum des literariſchen oder ? e 


Jahren anerkannt und geſchuͤtzt werden. 


37 5 Se BEE 
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1. 


Art. 2. Das im Artikel 1. bezeichnete Recht des Urhe⸗⸗-⸗- 5 0 
artiſiſchen Werkes erworben hat, geht auf deſſen Erben und? 
Rechtsnachfolger über, und ſoll, in ſofern auf dem Werke „ 4 
der Herausgeber oder Verleger genannt iſt, in fämmtlichen - 
Bundesſtaaten mindeſtens waͤhrend eines Zeitraums von zehn e 2 a 
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Me neui ſoſſenen zwanzig Jahren im Umfange des Deutſchen Bun⸗ 
JJ 8 desgebietes erſchienenen Druckſchriften oder artiſtiſchen Er⸗ 
FFV . Es zeugniſſe vom Tage des gegenwärtigen Bundesbeſchluſſes, bei 
en NER PATER EEE Don, kuͤnftig erſcheinenden Werken vom Jahre ihres Erſchei⸗ 
FFF nens an, zu rechnen. 

: Lede den ili mehreren Abtheilungen herauskommenden 
gi I eie ge, u Werken ift dieſe Friſt für das ganze Werk erſt von Heraus⸗ 
5 — gabe des letzten Bandes oder Heftes zu zählen, vorausgeſetzt, 

daß zwiſchen der Herausgabe der einzelnen Baͤnde oder 
Hefte kein laͤngerer als ein dreijaͤhriger Zeitraum verfloſſen iſt. 


Art. 3. Zu Gunſten von Urhebern, Herausgebern oder 
Verlegern von großen, mit bedeutenden Vorauslagen ver⸗ 
bundenen Werken der Wiſſenſchaft und Kunſt (Art. 1.) wird 
das ausgeſprochene Minimum des Schutzes der Geſammtheit 
gegen den Nachdruck (Art. 2.) auch bis zu einem laͤngern, 
höchſtens zwanzigjaͤhrigen, Zeitraum ausgedehnt, und hinficht: 
lich derjenigen Regierungen, deren Landesgeſetzgebung dieſe 
verlaͤngerte Schutzfriſt nicht ohnehin erreicht, diesfalls eine 
Vereinbarung am Bundestage getroffen werden, wenn die 
betreffende Regierung drei Jahre nach dem oͤffentlichen Er⸗ 
ſcheinen des Werkes hierzu den Antrag ſtellt. i 


Art. 4. Dem Urheber, Verleger und Herausgeber der 
Originalien nachgedruckter oder nachgebildeter Werke ſteht 
der Anſpruch auf volle Entſchaͤdigung zu. 5 

Außer den in Gemaͤßheit der Landesgeſetze gegen den 
Nachdruck zu verhaͤngenden Strafen fol in allen Faͤllen die 
Wegnahme der nachgedruckten Exemplare, und bei Werken 
der Kunſt auch noch die Beſchlagnahme der zur Nachbildung 
gemachten Vorrichtungen, alſo der Formen, Platten, Steine 
u. ſ. w., ſtattfinden. a kein 


Art. 5. Der Debit aller Nachdruͤcke und Nachbildungen 
der unter 1. bezeichneten Gegenſtaͤnde, ſie moͤgen im Deut⸗ 
ſchen Bundesgebiete oder außerhalb deſſelben veranſtaltet ſeyn, 
ſoll in allen Bundesſtaaten, bei Vermeidung der Wegnahme 

und 
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und der durch die Landesgeſetze angedrohten Strafen, unter⸗ 
ſagt ſeyn. Es verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt, daß die Bun⸗ 
des⸗ Regierungen, in deren Staaten bis jetzt der Nachdruck 
geſetzlich nicht verboten war, ſelbſt zu beſtimmen haben, ob 
und auf wie lange ſie im Bereiche ihrer Staaten den Ver⸗ 
trieb der vorraͤthigen, bisher erſchienenen Nachdruͤcke geſtat⸗ 
ten wollen. 


Art. 6. Es wird der Bundesverſammlung davon, wie 
die vorſtehenden allgemeinen Grundſaͤtze von den Bundes⸗ 
Regierungen durch ſpezielle Geſetze oder Verordnungen in 
Ausfuͤhrung gebracht werden ſollen, Nachricht gegeben, und 
dabei zugleich angezeigt werden, welche Foͤrmlichkeit in den 
einzelnen Staaten erforderlich ſey, um den Charakter einer 
Original-Ausgabe und den Zeitpunkt des Erſcheinens nach⸗ 
zuweiſen. 0 725 ; 


Da Übrigens eine große Mehrheit der Bundes- Regierungen ſich 
dafür erklärt hat, daß den Schriſtſtellern und Verlegern eine noch aus⸗ 
gedehntere Schutzfriſt im geſammten Umfange des Bundesgebietes ge⸗ 
ſichert werden moͤge, als diejenige iſt, welche in dem Artikel 2. des 
gegenwaͤrtigen Bundesbeſchluſſes als Minimum ausgeſprochen wird, ſo 
ſoll mit Eintritt des Jahres 1842:, wenn fi) das Beduͤrfniß hierzu 
nicht fruͤher zeigen ſollte, am Bundestage ſowohl die Frage wegen einer 
verlängerten Dauer des den Rechten der Schriftſteller und Verleger 
von der Geſammtheit der Bundesglieder zu bewilligenden Schutzes 
neuerdings gemeinſam berathen, als auch uͤberhaupt der Einfluß in Er⸗ 
waͤgung gezogen werden, welchen, nach den immittelſt geſammelten Er⸗ 
fahrungen, die gegenwaͤrtigen Beſtimmungen auf Kunſt und Literatur, 
auf die Intereſſen des Publikums und auf den Flor des Kunſt⸗ und 
Buchhandels bewaͤhrt haben. 


Wir auch zu dieſer Vereinbarung durch Unſeren Bundestags⸗Geſandten Unſere 
Zuſtimmung unter der gleichzeitigen Erklaͤrung ertheilt haben: 
es verſtehe ſich von ſelbſt, daß 
a) auch nach Ausführung des gegenwaͤrtigen Beſchluſſes ein uͤber deſſen 
Inhalt hinausgehender Schutz gegen Nachdruck und unbefugte Nach⸗ 
(No. 1839.) bildung, 
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bildung, wo derſelbe durch die Landesgeſetzgebung ſchon fruͤher gewaͤhrt 
worden iſt, und in Folge des Bundesbeſchluſſes vom 6. September 
1832. allen Unterthanen Deutſcher Bundesſtaaten zu Gute kommt, 
nicht beſchraͤnkt werden ſoll, und daß 
denjenigen Deutſchen Staaten, welche Fünftig noch guͤnſtigere Beſtim⸗ 
mungen zum Schutze des ſchriftſtelleriſchen und kuͤnſtleriſchen Eigen⸗ 
thums, als ihre bisherige Geſetzgebung und der gegenwaͤrtige Bundes⸗ 
Beſchluß dieſelben aufſtellen, für ihre Unterthanen und die Unterthanen 
der ſich mit ihnen über gleiche Grundſaͤtze vereinigenden Regierungen 
treffen wollen, hierin durchaus freie Hand bleibt, 
fo wollen Wir hierdurch dieſe, unter ſaͤmmtlichen Deutſchen Bundes⸗Regierungen 
getroffene Vereinbarung dergeſtalt zur allgemeinen Kenntniß bringen, daß Unſere 
Behoͤrden und Unterthanen, und zwar nicht bloß in Unſeren zum Deutſchen 
Bunde gehoͤrigen Landen, ſondern, in Vorausſetzung der Beobachtung einer 
diesfaͤlligen Reziprozitaͤt von Seiten der andern Deutſchen Staaten, auch in den 
uͤbrigen Provinzen Unſerer Monarchie ſich danach zu achten haben. 

So geſchehen und gegeben Berlin, den 29. November 1837. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Irh. v. Altenſtein. Graf v. Lottum. Feh. v. Brenn. b. Kamptz 
Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Rother. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 
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